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Nutzungen (Einzelhandel, Dienst-
leistungen, Gastronomie, Kultur) 
uninteressant werden. Aber auch 
Wohnlagen in der Nachbarschaft 
werden auf den ersten Blick gestört 
und möglicherweise abgewertet. 

n	Spielhallen und Spielotheken werden 
zweitens auch unter dem Gesichts-
punkt der Suchtgefährdung kritisch 
diskutiert; so stammt die wohl beste 
Zusammenschau aller Einrichtungen 
in diesem Bereich vom Arbeitskreis 
gegen Spielsucht e. V. Bei der kom-
munalen Planung gelingt es nur teil-
weise, in der Wahrnehmung städte-
bauliche Gründe und weltanschau-
liche Überlegungen voneinander zu 
trennen.

n	Unter Immobiliengesichtspunkten 
bieten drittens Spielhallen auch die 
Chance, leer gefallene Ladenlokale 
einer Wiedernutzung zuzuführen. 
Insofern steht ein Teil der Immobi-
lienbesitzer/Grundstückseigentümer 

dieser Nutzung – da sie gute Mieten 
bezahlt – wohlwollend gegenüber. 

n	Last but not least wecken derar-
tige Einrichtungen auch bei den 
Kommunen durchaus zwiespältige 
Gefühle: Während der Stadtplaner 
den städtebaulichen Folgen mög-
licherweise ablehnend gegenüber- 
steht, hat sich der Wirtschaftsför-
derer vielleicht noch keine Meinung 
gebildet und steht der Kämmerer 
dem anzusiedelnden Unterfangen 
gar positiv gegenüber, weil er sich 
von ihm erhebliche Einnahmen ver-
spricht. 

Auf die Anforderungen der Kommu-
nen bei der Planung von Spielstätten 
hat die GMA bereits 2008 ein Bera-
tungsangebot formuliert, auf dessen 
Grundlage wir die Spielstättenent-
wicklung in Kommunen unter der 
besonderen Berücksichtigung städte-
baulicher Zielsetzungen rechtssicher 
steuern helfen. Dabei zählen Groß- 

und Kleinstädte zwischen Hamburg 
und München gleichermaßen zu den 
Nachfragern nach diesen GMA-Bera-
tungsleistungen. 

Kurzinterview mit Dr. Brandenburg

1. Haben die Städte und Gemein-
den überhaupt eine Chance zur 
Steuerung der Ansiedlung von 
Spielhallen?

	 Die Städte und Gemeinden ha-
ben in ihrem Gemeindegebiet 
Planungshoheit. Dies bedeutet, 
sie können insbesondere durch 
den Erlass oder die Änderung von 
Bebauungsplänen die bauliche 
Nutzung der Flächen steuern. 
Entsprechend diesem Grundsatz 
ist es den Gemeinden möglich, 
die Ansiedlung von Spielhallen in  
gewissem Umfang zu beeinflussen.

2. Hat sich die Thematik aus Ihrer 
Sicht in den letzten Jahren ver-
schärft? Was sind die aktuellen 
Tendenzen?

	 Die Steuerung der Ansiedlung von 
Spielhallen scheint in letzter Zeit 
wieder in den Fokus der Städte 
und Gemeinden zu rücken. Eine 
aktuelle Tendenz stellt die Errich-
tung und der Betrieb sogenannter 
Mehrfachspielotheken dar. Diese 
bestehen aus einzelnen Spielräu-
men, die wiederum durch ihre 
verbundene Lage, durch gemein-
same Werbung oder Parkplätze 

den Eindruck der Zusammengehörig-
keit erwecken. Umstritten ist dabei 
die Frage, ob die Grundfläche der 
einzelnen Spielhallen bzw -räume 
zusammengerechnet werden kann, 
um so die 100-m2-Grenze zu über-
schreiten, ab der eine Spielhalle in 
der Regel nur noch in Kerngebie-
ten zulässig ist. Hier zeichnet sich 
die Tendenz ab, dass eine derartige  
Addition der Grundflächen an strenge 
Voraussetzungen gebunden ist und 
sehr restriktiv gehandhabt werden 
muss. Näheres ergibt sich auch aus 
der umfangreichen Rechtsprechung 
der Verwaltungsgerichte, die die  
Gemeinden kennen sollten.

3. Was sind nach Ihrer Erfahrung 
die wesentlichen Fallstricke für die 
Kommunen im Umgang mit Spiel-
hallen?

  Die Steuerung der Ansiedlung von 
Spielhallen stellt sich teilweise pro-
blematisch dar. Sie muss sich am 
rechtlich Machbaren orientieren, 
nicht am politischen Wunschden-
ken. Die Festsetzungen in Bebau-
ungsplänen scheitern bei einer ge-
richtlichen Überprüfung oft daran, 
dass die Begründungen für einen 

Ausschluss von Spielhallen zu vage 
sind. Dies ist z. B. der Fall, wenn 
aus den Gründen nicht hervor-
geht, wie die konkrete Festset-
zung dem gesamten Plankonzept 
dienen soll, die planerische Kon-
zeption nur vorgeschoben wird 
oder das planerische Ziel völlig 
nichtssagend ist. Es ist daher von 
entscheidender Bedeutung, dass 
die planende Gemeinde mit den 
konkreten Gegebenheiten argu-
mentiert und die genannten Ar-
gumente die Planungsentschei-
dung in städtebaulicher Hinsicht 
rechtfertigen.
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